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Wappen Berlins und Brandenburgs
Oberverwaltungsgericht

Berlin-Brandenburg

Beschluss

	OVG 6 S 17.13 / OVG 6 M 33.13
	

	VG 6 L 31/13 Frankfurt (Oder)
	


In der Verwaltungsstreitsache

der Frau , 

Antragstellerin und Beschwerdeführerin,

bevollmächtigt:

Anwaltskanzlei , 

gegen

den Landrat des Landkreises Barnim ‑ Rechtsamt ‑, Am Markt 1, 16225 Eberswalde, 

Antragsgegner und Beschwerdegegner,

hat der 6. Senat durch die Richterin am Oberverwaltungsgericht Scheerhorn und die Richter am Oberverwaltungsgericht Dr. Raabe und Kohl am 25. Juli 2013 beschlossen:

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen die Beschlüsse des Verwaltungsgerichts Frankfurt (Oder) vom 18. März 2013 über die Ablehnung einstweiligen Rechtsschutzes und die Versagung von Prozesskostenhilfe werden zurückgewiesen.

Der Antrag der Antragstellerin auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Beschwerdeverfahren wird abgelehnt. 

Die Antragstellerin trägt die Kosten der Beschwerde. 
Gründe

Die Antragstellerin, die als Tagespflegeperson Kinder betreut, wendet sich dagegen, dass der Antragsgegner die ihr zuletzt am 24. Januar 2012 erteilte Erlaubnis zur Betreuung von bis zu fünf Kindern mit Bescheid vom 5. Februar 2013 dahingehend geändert hat, dass nur die Betreuung von zwei gleichzeitig anwesenden Kindern erlaubt wird. Ihren Antrag, die aufschiebende Wirkung ihrer Klage gegen diesen für sofort vollziehbar erklärten Bescheid wiederherzustellen, hat das Verwaltungsgericht mit Beschluss vom 18. März 2013 abgelehnt. Mit weiterem Beschluss vom selben Tage hat das Verwaltungsgericht den Antrag der Antragstellerin auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Eilverfahren abgelehnt.  

1. Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss, mit dem ihr Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes abgelehnt wurde, ist zulässig, aber nicht begründet. Das Beschwerdevorbringen, das allein Gegenstand der obergerichtlichen Nachprüfung ist (§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO), rechtfertigt keine Änderung der erstinstanzlichen Entscheidung.    

Das Verwaltungsgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung im Wesentlichen ausgeführt: Die im einstweiligen Rechtsschutzverfahren durchzuführende Interessenabwägung gehe zu Lasten der Antragstellerin aus. Der Antragsgegner habe nach der im vorliegenden Verfahren allein gebotenen summarischen Prüfung die Erlaubnis zur Kindertagespflege gemäß § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X mit Wirkung für die Zukunft teilweise aufheben können, weil eine wesentliche Änderung eingetreten sei. Es habe eine Veränderung in den räumlichen Verhältnissen stattgefunden, denn ausweislich des von der Antragstellerin im Jahr 2005 eingereichten Konzepts sei zunächst neben dem Tagespflegebereich auch das Schlafzimmer der Antragstellerin sowie das Kinderzimmer genutzt worden. Dass diese Räume heute neben dem zwischenzeitlich eigens hierfür eingerichteten Tagespflegeraum genutzt würden, mache die Antragstellerin nicht geltend. Diese Änderung sei jedenfalls auch deshalb wesentlich, weil nunmehr keine Rückzugsmöglichkeiten für die Kinder mehr bestünden. Den Tagespflegeraum mit einer Grundfläche von 11,32 m² nutzten die Tagespflegekinder sowohl zum Spielen als auch zum Schlafen, die zusätzlich genutzten Räume, nämlich Bad, Küche, Windfang und Flur seien keine geeigneten Spielflächen und Rückzugsmöglichkeiten. Dass die Änderungen in den räumlichen Verhältnissen bereits bei Erlass der Erlaubnis im Jahr 2012 vorgelegen hätten und dem Antragsgegner bekannt gewesen seien, sei nicht ersichtlich. Wenn nicht von einer Änderung der Verhältnisse auszugehen sei, sei der angefochtene Bescheid überdies in einen Rücknahmebescheid nach § 45 Abs. 1 SGB X umzudeuten; Vertrauensschutzgesichtspunkte stünden einer Rücknahme nicht entgegen. Ermessensfehler lägen nicht vor, denn § 48 SGB X räume kein Ermessen ein und die gemäß § 45 SGB X erforderlichen Ermessenserwägungen habe der Antragsteller angestellt.  

Das Beschwerdevorbringen rechtfertigt dem gegenüber nicht die Annahme, dass die auf § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X gestützte teilweise Aufhebung der erteilten Pflegeerlaubnis rechtwidrig ist. Nach dieser Vorschrift ist ein Dauerverwaltungsakt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Änderung eintritt. 

a) Auch im Hinblick auf die Ausführungen der Antragstellerin im Beschwerdeverfahren ist nach wie vor davon auszugehen, dass nach Erteilung der Pflegeerlaubnis eine tatsächliche Änderung in den Verhältnissen eingetreten ist. 
Soweit die Antragstellerin mit der Beschwerde zunächst vorgetragen hat, mit Ausnahme der Verlagerung des Tagespflegebereichs von einem abgetrennten Teil des Wohnzimmers in ein separates Zimmer habe sich nichts an den räumlichen Verhältnissen geändert, sie habe lediglich in den Jahren 2005 und 2006 das einzige von ihr betreute Tagespflegekind in einem Reisebett in ihrem früheren Schlafzimmer schlafen lassen, hätte bei mehreren zu betreuenden Kindern aber die Reisebetten im Tagespflegebereich aufstellen müssen (Seite 23 der Beschwerdebegründung vom 4. April 2013, GA II Bl. 218, 221), entspricht dies ersichtlich nicht den Tatsachen. In der von der Antragstellerin mit ihrer Bewerbung als Tagespflegeperson im März 2005 eingereichten Konzeption (VV Bd. I Bl. 18) wird unter der Überschrift „Räumlichkeiten“ (Bl. 6) ausdrücklich ausgeführt, dass das Kinderzimmer ihrer beiden Kinder auch als Spielraum zur Verfügung stehe und gleichzeitig als Schlafraum diene, das Schlafzimmer sei ebenfalls für die Kinder zugänglich. Diese Konzeption ist, wie verschiedenen Vermerken über Hausbesuche zu entnehmen ist, zunächst auch im Wesentlichen umgesetzt worden. Ausweislich des Vermerks über einen Hausbesuch am 13. April 2005 (VV Bd. I Bl. 31) hat die Antragstellerin zu diesem Zeitpunkt gegenüber den Mitarbeiterinnen des Antragsgegners erklärt, dass die Tagespflegekinder auf Matratzen im Kinderzimmer ihrer eigenen Kinder schlafen sollten. Des Weiteren ist den Vermerken über Hausbesuche am 14. November 2005 (VV Bd. I Bl. 40) und 21. Juni 2006 (VV Bd. I Bl. 60) zu entnehmen, dass die Antragstellerin ein separates Schlafzimmer mit Betten für die Tagespflegekinder eingerichtet hatte. Dies ergibt sich darüber hinaus aus dem Schreiben der Mutter zweier von der Antragstellerin betreuter Tagespflegekinder vom 4. September 2006 (VV Bd. I Bl. 96). 
Soweit die Antragstellerin ihre Ausführungen mit Schriftsatz vom 11. Juni 2013 (GA II Bl. 265, 266) dahingehend geändert hat, dass sie im Jahr 2008 die Räumlichkeiten verändert und dem Antragsgegner eine überarbeitete Konzeption mit entsprechenden Nachweisen übermittelt habe, ist schon fraglich, ob dieser erst nach Ablauf der einmonatigen Beschwerdebegründungsfrist (§ 146 Abs. 4 Satz 1 VwGO) bei Gericht eingegangene Vortrag überhaupt noch Berücksichtigung finden kann. Jedenfalls hat die Antragstellerin ihre Behauptung, die Raumänderung sei bereits im Jahre 2008 erfolgt, in keiner Weise glaubhaft gemacht und damit die Annahme des Verwaltungsgerichts, dass nicht ersichtlich sei, dass die Änderung bereits bei Erteilung der Pflegeerlaubnis vom 24. Januar 2012 vorgelegen habe, nicht durchgreifend in Zweifel gezogen.
b) Die Änderung des Raumnutzungskonzepts ist auch wesentlich im Sinne von § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X. Gemäß § 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB VIII setzt die Erteilung einer Pflegeerlaubnis voraus, dass die Tagespflegeperson über kindgerechte Räumlichkeiten verfügt. Kindgerechtigkeit bedeutet, dass sich die Räume für die Kindertagespflege eignen, was u. a. erfordert, dass ausreichend Platz und bei der - hier in Rede stehenden - Betreuung von Kleinkindern auch Schlafgelegenheiten zur Verfügung stehen (Happe/Sauerbier in Jans/Happe/Sauerbier/
Maas, Kinder- und Jugendhilferecht Stand Dezember 2012, § 43 Rn. 25). Das Verwaltungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass von kindgerechten Räumen unabhängig von den zur Verfügung stehenden Quadratmetern nur dann ausgegangen werden kann, wenn ausreichende Rückzugsmöglichkeiten für die Kinder vorhanden sind, diese also einem eventuellen Bedürfnis nach ungestörtem Spiel oder einer Ruhepause auch außerhalb der allgemeinen Schlafenszeiten nachgehen können. Dass die derzeit von der Antragstellerin für die Tagespflege genutzten Räumlichkeiten bei der gleichzeitigen Betreuung von fünf Tagespflegekindern ausreichende Rückzugsmöglichkeiten in diesem Sinne bieten, ist auch unter Zugrundelegung des Beschwerdevorbringens nicht ersichtlich. Das Tagespflegezimmer weist lediglich eine Größe von 11,32 m² auf (vgl. Grundriss GA Bd. I Bl. 52), ist also, sofern mehrere Kinder darin spielen, erkennbar zu klein für einen Rückzug. Bad und Küche scheiden offensichtlich insoweit schon aus Gründen der Sicherheit und der Hygiene aus. Das Verwaltungsgericht ist auch zutreffend davon ausgegangen, dass Windfang und Flur keine adäquaten Rückzugsmöglichkeiten bieten. Für den Windfang ergibt sich dies schon daraus, dass er als reicher Eingangsbereich ausgestaltet und mit einem Gitter vom sonstigen Flurbereich abgetrennt ist, außerdem wird dieser Bereich mit Straßenschuhen betreten, so dass auch nach Auffassung der Antragstellerin hygienische Bedenken gegen eine Nutzung als Spielfläche für Kleinkinder bestehen. Zu Recht hat das Verwaltungsgericht weiterhin festgestellt, dass der Flur mit den Durchgangsbereichen zu Küche und Windfang sowie vier Türbereichen keine geeigneten Flächen für selbständiges Spiel und Rückzug aufweise. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass der Flur lediglich 1,75 bzw. 1,03 m breit ist und sich dort, wie den eingereichten Fotos (GA Bd. I Bl. 124, 127, 131) zu entnehmen ist, auch Mobiliar befindet. Soweit die Antragstellerin mit Schriftsatz vom 18. Juli 2013 erstmalig vorgetragen hat, dass die Kinder „auch in das Wohnzimmer noch gehen und die Antragstellerin ihnen dies nicht verbietet“, steht dies zum Einen im Widerspruch zu den Ausführungen in der im Zuge des erstinstanzlichen Verfahrens übersandten eidesstattlichen Versicherung (GA Bd. I Bl. 6), wonach der Tagespflegebereich lediglich den Tagespflegeraum, Flur und Windfang sowie Bad und Küche umfasst; zum Anderen hat die Antragstellerin mit Schriftsatz vom 7. März 2013 (GA I Bl. 91, 92) erstinstanzlich darauf verwiesen, dass das Wohnzimmer ihr privater Bereich sei, den sie von ihrer beruflichen Tätigkeit trennen wolle. 

c) Das Beschwerdevorbringen rechtfertigt ferner nicht die Annahme, dass die Änderung der erteilten Erlaubnis lediglich auf die Betreuung von drei gleichzeitig anwesenden Tagespflegekindern hätte beschränkt werden dürfen. Insoweit verweist die Antragstellerin lediglich darauf, dass die im Tagespflegeraum und im Flur zur Verfügung stehende Spielfläche nach der Richtlinie zur Förderung von Kindern in Tagespflege im Landkreis Barnim ausreiche; dort sei als Richtwert eine Mindestspielfläche von 3,5 m² vorgesehen. Mit den Ausführungen des Verwaltungsgerichts dazu, dass unabhängig von der Quadratmeterzahl der zur Verfügung stehenden Spielfläche Rückzugsmöglichkeiten für individuelle Spiele und Ruhepausen erforderlich sind, setzt sich die Beschwerde insoweit nicht auseinander. Es ist auch nicht offensichtlich, dass die räumlichen Verhältnisse derartige Rückzugsmöglichkeiten bei nur drei gleichzeitig anwesenden Kindern eröffnen würden.     
d) Soweit die Antragstellerin vorträgt, dass der teilweisen Aufhebung der Pflegeerlaubnis sachfremde Erwägungen zu Grunde lägen, rechtfertigt dies ebenfalls keine Änderung des erstinstanzlichen Beschlusses. Eine Entscheidung nach § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X steht nicht im Ermessen des Antragsgegners, so dass dessen Motive bei Erlass des Teilaufhebungsbescheides unerheblich sind. Es ist auch nicht feststellbar, dass eine Ungleichbehandlung mit anderen Tagespflegestellen vorliegt; die entsprechenden Rügen der Antragstellerin sind nicht substantiiert. Im Übrigen hätte die Antragstellerin bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X keinen Anspruch auf eine nicht im Einklang mit dem Gesetz stehende Gleichbehandlung mit anderen Tagespflegepersonen. 
e) Nach alledem kommt es nicht darauf an, ob eine Umdeutung des auf § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X gestützten Änderungsbescheides in einen Rück-nahmebescheid nach § 45 Abs. 1 SGB X erfolgen könnte, wenn die Antragstellerin bereits vor Erteilung der Erlaubnis von Januar 2012 für die Betreuung von bis zu fünf Kindern die für die Tagespflege genutzten Räumlichkeiten auf den Tagespflegeraum, den Flur und Windfang, das Bad und die Küche beschränkt hätte. 
2. Die Beschwerde gegen die erstinstanzliche Versagung von Prozesskostenhilfe war zurückzuweisen und der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Beschwerdeverfahren abzulehnen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung aus den oben dargelegten Gründen weder im erstinstanzlichen Verfahren noch im Beschwerdeverfahren hinreichende Aussicht auf Erfolg hatte (§ 166 VwGO i.V.m. § 114 Satz 1 ZPO). Entgegen der Auffassung der Antragstellerin hätte eine Entscheidung über den Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe für das Beschwerdeverfahren vor einer Entscheidung über die Beschwerde auch kein der Antragstellerin günstigeres Ergebnis erbracht. Die Erfolgsaussichten einer eingelegten Beschwerde sind anhand der zum Zeitpunkt der Entscheidungsreife des Prozesskostenhilfegesuchs dargelegten Gründe zu beurteilen. Wie den obigen Ausführungen zu entnehmen ist, haben sich die Erfolgsaussichten im Zuge des Beschwerdeverfahrens nicht verschlechtert, sondern waren bereits zu diesem Zeitpunkt nicht hinreichend. Schwierige, bislang ungeklärte Rechts- und Tatsachenfragen standen ebenfalls nicht zur Entscheidung. Insbesondere die hier strittige Tatsachenfrage, ob und zu welchem Zeitpunkt die Antragstellerin die für die Tagespflege genutzten Räumlichkeiten geändert hat, war im Rahmen des Beschwerdeverfahrens nicht abschließend zu entscheiden, sondern lediglich anhand der mit der Beschwerde dargelegten Gründe (§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO) zu beurteilen. 
3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Das Verfahren ist gemäß § 188 Satz 2 VwGO gerichtskostenfrei. 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).

Scheerhorn



Dr. Raabe




Kohl
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